
im Nordwesten: durch durch landwirtschaftliche Nutzflächen

im Südwesten durch eine Betriebsstätte,

im Südosten durch die Ortslage,

im Nordosten durch Eisenbahnstrecke Neustrelitz - Stralsund

Größe des B-Plan-Geltungsbereichs: ca. 5,5 ha

Geltungsbereichsgrenzen:

Nutzungsschablone

Gebiets- max. zulässige Höhe
bezeichnung Oberkante der Trafos über dem unteren Bezugspunkt

max. zulässige Höhe
Oberkante der Modultische über dem unteren Bezugspunkt

Grundflächenzahl Bauweise
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Text - Teil B
I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 BauGB) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 6 und 11 BauNVO)

1.1 Das Sonstige Sondergebiet (SO PVA) dient der Gewinnung von elektrischer Energie aus
Sonnenenergie.

1.2 In dem Sonstigen Sondergebiet Photovoltaikanlagen sind die für den Betrieb einer
Freiflächen-Photovoltaikanlage bauliche Anlagen (Modultische mit Solarmodulen sowie
Wechselrichter, Verkabelung, Einfriedung, Trafostationen, Zufahrten und Wartungsflächen)
zulässig.

1.3 Die im Sonstigen Sondergebiet Photovoltaikanlagen festgesetzten baulichen Anlagen und
Nutzungen sind nur bis zum Zeitpunkt der Stilllegung der Photovoltaik-Anlage zulässig.

1.4 Die landwirtschaftliche Nutzung der Fläche ist zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung - Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 und § 17, 18 BauNVO)

2.1 Unterer Bezugspunkt für die Höhe der, für den Betrieb der Photovoltaikanlage notwendigen
baulichen Anlagen im Sonstigen Sondergebiet Photovoltaikanlagen (Trafos) ist die Geländehöhe
in Metern des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016.

2.2 Die maximal zulässige Höhe der Trafos im Sonstigen Sondergebiet Photovoltaikanlagen wird auf
3,0 m über Geländehöhe in Metern des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016
festgesetzt.

2.3 Die maximal zulässige Höhe der Modultische im Sonstigen Sondergebiet Photovoltaikanlagen
wird auf 4,0 m über Geländehöhe in Metern des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016
festgesetzt.

2.4 Zulässig sind Zaunanlagen bis zu einer max. Höhe von 3,0 m (amtlichen Höhenbezugssystem
DHHN 2016). Zum öffentlichen Straßenraum und den Nachbargrundstücken sind folgende
Einfriedungen zulässig. Maschendraht- oder Drahtgitterzaun bis zu einer Höhe von 2,50 m über

OK Gelände mit einem ergänzenden Übersteigschutz bis 0,50 m Höhe. Zwischen

Zaununterkante und Geländeoberfläche ist entsprechend der Geländemorphologie ein Abstand
von mindestens 25 cm vorgesehen. Die Zäune sind ohne durchlaufende Zaunsockel zu errichten.
Es sind lediglich Punktfundamente für die Zaunpfähle erlaubt.

2.5 Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO

auf 0,6 begrenzt. Eine Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 S. 2 und 3 BauNVO ist

ausgeschlossen.

3. Bauweise und Baugrenzen/ Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

3.1. Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen festgesetzt und umgrenzen die
Fläche, auf der die Aufstellung der Solaranlagen und die Errichtung der baulichen Nebenanlagen
zulässig sind.

3.2 Die überbaubaren Grundstücksflächen außerhalb der Nebenanlagen und unterhalb der
Solarmodule sind als extensives Grünland zu nutzen und zu erhalten. Auf diese Weise wird eine
Verschattung der Solarmodule durch aufwachsenden Pflanzenbewuchs entgegengewirkt.

3.3 Einfriedungen durch Zaunanlagen und Tore sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen
zulässig.

4. Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 und § 14 BauNVO)

Nebenanlagen sind nur zulässig, sofern sie dem Betrieb der Anlagen zur Gewinnung 
regenerativer Energien (Solaranlagen) dienen und diesen Anlagen deutlich zugeordnet sind. 
Garagen und überdachte Stellplätze sind innerhalb des Sonstigen Sondergebietes unzulässig.

5. Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Die Verlegung von Erdkabeln ist im Plangeltungsbereich des Bebauungsplanes zulässig. Die
Erdkabel stellen die notwendigen Verbindungen zwischen den Solarmodulen und den 
Wechselrichtern her.

6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

6.1 Es wird eine Straßenverkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung festgesetzt.

Die Nutzung der Verkehrsflächen mit privater Zweckbestimmung ist ausschließlich für die
Feuerwehr sowie für die mit der Errichtung und im Zusammenhang mit den im Sondergebiet
festgesetzten Nutzungen zulässig.

6.2 Es wird ein Ein- und Ausfahrt festgesetzt.

7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
( § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

           Gehölzstreifen

Anlage eines Gehölzstreifens mit standortgerechten Sträuchern und Kleinbäumen (Länge 110 m,
Breite 15 m) entlang der südöstlichen Baugrenze des BP zur Vermeidung von Beeinträchtigungen
des Landschaftsbildes. Für alle Neupflanzungen sind standortgerechte Pflanzen zu verwenden,
die aus nachgewiesener regionaler Herkunft (mit Zertifikat) stammen. Alle Pflanzungen sind
durch Einzäunung vor Wildverbiss zu schützen. Die Sträucher sind im Verband von 1 m x 1,5 m
dreireihig anzupflanzen. Der Abstand zwischen den Reihen beträgt 1,5 m. Zusätzlich ist
beidseitig ein Saum von 2 m Abstand gemessen vom Stammfuss anzulegen. Pflegerückschnitte
sind in einem zeitlichen Abstand von 10 - 15 Jahren zulässig. Um den Sichtschutz zu
gewährleisten, dürfen die Rückschnitte nicht mehr als 1/3 der Gehölze umfassen. Der Krautsaum
ist einmal jährlich im Herbst zu mähen, das Mähgut ist zu entfernen.

 Kompensationsmaßnahmen

M1 Diese werden im Zuge der weiteren Planung ergänzt.

8. Zulässigkeit der festgelegten sonstigen Nutzung für einen bestimmten Zeitraum
( § 9 Abs. 2 Satz 1 BauGB )

Die festgesetzte sonstige Nutzung Photovoltaikanlagen ist zeitlich begrenzt auf 40 Jahre ab
Inkrafttreten des Bebauungsplanes. Unmittelbar anschließend ist der Rückbau der 
Photovoltaikanlage vorzunehmen.

Im Sondergebiet wird im unmittelbaren Anschluss an die Nutzung der PV-Freiflächenanlage die
ursprünliche landwirtschaftliche Nutzung festgesetzt.

II. Hinweise

1.         Bodendenkmalpflege

Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen

Der Beginn von Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schiedlich und verbindlich der unteren
Denkmalschutzbehörde und dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege anzuzeigen.

Wenn während der Erdarbeiten (Grabungen, Ausschachtungen, Kellererweiterungen, Abbrüche usw.)
Befunde wie Mauern, Mauerreste, Fundamente, verschüttete Gewölbe, Verfüllungen von Gräben,
Brunnenschächte, verfüllte Latrinen- und Abfallgruben, gemauerte Fluchtgänge und Erdverfärbungen
(Hinweise auf verfüllte Gruben, Gräben, Pfostenlöcher, Brandstellen oder Gräber) oder auch Funde wie
Keramik, Glas, Münzen, Urnenscherben, Steinsetzungen, Hölzer, Holzkonstruktionen, Knochen,
Skelettreste, Schmuck, Gerätschaften aller Art (Spielsteine, Kämme, Fibeln, Schlüssel, Besteck) zum
Vorschein kommen, sind diese gem. § 11 Abs. 1 u. 2 DSchG M-V unverzüglich der unteren
Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V für den
Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die den Wert des
Gegenstandes erkennen.

Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand zu erhalten.
Diese Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens
nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren
verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert.

Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen erhalten Sie bei der zuständigen
Unteren Denkmalschutzbehörde bzw. beim Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Domhof 4/5, 19055
Schwerin.

2. Artenschutzrechtliche Hinweise sowie Maßnahmen zum Arten- und Biotopschutz
(§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG)

Zur Einhaltung des Verletzungs- und Tötungsverbotes darf die Baufeldfreimachung grundsätzlich nur in
der Zeit vom 01. Oktober bis Ende Februar erfolgen. Steuerung der Bauzeit außerhalb der Brutzeit der
Feldlerche und damit kein Baubetrieb zwischen Mitte März bis Ende August. Soll die Baufeldfreimachung
in der Zeit vom 01. März bis Ende September erfolgen, so sind im März geeignete
Vergrämungsmaßnahmen (zum Beispiel Überspannung der Fläche mit Flatterbänden oder Bearbeitung des
Oberbodens im wöchentlichen Abstand) durchzuführen.

Immissionsschutz

1. Die Solarmodule sind in ihrer Oberfläche und Ausrichtung so zu gestalten, dass Blendwirkungen
an bestehender Wohnbebauung ausgeschlossen sind. Vor Baubeginn ist anhand der konkret
geplanten Ausrichtung der PV-Module durch ein Blendgutachten nachzuweisen, dass im Ortsteil
Brusow keine unzulässigen Blendwirkungen auftreten.

2. Es ist darauf zu achten, dass der vorgesehene Standort für die zu errichtende Trafostation so
festgelegt wird, dass die im Anhang 2 der 26. BImSchV vorgegebenen Grenzwert für die
elektrische Feldstärke und die magnetische Flussdichte  nicht überschritten werden.

Baumschutz

Die vorhandenen Bäume an der Gemeindestraße Kastanienweg sind zu erhalten.

Gehölzbiotope

Alle Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakteristischen Zustandes
oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung der gemäß § 20 NatSchAG M-V
gesetzlich geschützten angrenzenden Biotopen führen können, sind unzulässig.

ökologische Baubegleitung

Die korrekte Umsetzung der festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen ist durch eine ökologische
Baubegleitung vor Ort sowie eine Abnahme durch die Untere Naturschutzbehörde sicherzu-stellen. Die
Festlegung der erforderlichen Detailmaßnahmen sowie der Pflegeintensität zur Entwicklung der
Krautsäume sowie des extensiven Grünlandes ist in Abhängigkeit von der tatsächlichen
Vegetationsentwicklung im Rahmen jährlicher Begehungen mit dem Betreiber bzw. von diesem
beauftragte Fachleute und der Unteren Naturschutzbehörde vorgenommen, so dass die Funktionserfüllung
der Ausgleichsmaßnahme sichergestellt werden kann.

3.         Kartengrundlage
Die Planzeichnung wird auf Grundlage eines digitalen Flurkartenauszuges des Landkreises
Mecklenburgische Seenplatte, Kataster- und Vermessungsamt, Platanenstraße 43 in 17033
Neubrandenburg vom  ……….2021 erstellt. Der Auszug wird angefordert.


